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Im Fokus

Der Kanton Zug revidiert das Gesetz über soziale Ein­
richtungen. Das Regelwerk ist das Ergebnis eines mehr­
jährigen Prozesses mit starkem Bezug zur Lebenswirklichkeit 
von Menschen mit einer Beeinträchtigung. Dass die  
Betroffenen ihre Wünsche und Bedürfnisse einbringen  
können, ist ein Perspektivenwechsel mit Innovationskraft.
Von Urs Tremp

Die gleichen 
Möglichkeiten 
wie alle 
anderen

Anfang Mai hat der Zuger Kantonsrat 
in erster Lesung die Totalrevision des 
Gesetzes über soziale Einrichtungen 
beraten und gutgeheissen. Besser, man 
liest genau, wie das Gesetz jetzt heisst: 
«Gesetz über Leistungen für Menschen 
mit Behinderung und Betreuungsbe­
darf». Denn mit diesem Gesetz steht 
ein eigentlicher Paradigmenwechsel an. 
Bisher wurden im Kanton Zug von der 
öffentlichen Hand nur die Einrichtun­
gen für Menschen mit Behinderung, 

die Wohnheime und Werkstätten be­
zahlt. Menschen mit Behinderung aber, 
die zu Hause leben und nicht in einer 
Einrichtung arbeiten oder wohnen, 
haben von diesen öffentlichen Geldern 
bislang nichts bekommen. 

Die neue individuelle und bedarfs­
abhängige Unterstützung wird zur 
Folge haben, dass die Kantonsgelder 
nach neuen Kriterien eingesetzt wer­
den. Neu werden Selbstbestimmung, 
Eigenverantwortung und Teilhabe an 

der Gesellschaft für Menschen mit 
Behinderung im Zentrum stehen. Bis­
her habe der Kanton Heime organisiert, 
sagte der zuständige Zuger Regierungs­
rat, Andreas Hostettler, vor dem Kan­
tonsparlament, «heute aber steht der 
Mensch im Zentrum». Damit werde ein 
Paradigmenwechsel vollzogen  – «ein 
längst nötiger». Konkret wird von der 
Objekt- auf eine subjektbezogene Finan­
zierung umgestellt. Das bedeutet, Zuge­
rinnen und Zuger mit Behinderung 
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erhalten mehr Wahlfreiheit. Dank am­
bulanten Angeboten können neu 
Lebensformen wie beispielsweise das 
Zusammenleben mit Partner oder Part­
nerin in einer Wohnung, selbst be­
stimmt werden. Ein personenzentrier­
tes Instrument, das die Fähigkeiten 
und nicht die Defizite der Menschen 
mit Behinderung ins Zentrum stellt. 

Die konkrete Umsetzung  
der UN-BRK
Dem neuen Gesetz ist im Kanton Zug 
ein langer Prozess vorausgegangen. Er 
ist vor sechs Jahren angestossen worden, 
als der Zuger Regierungsrat das Projekt 
«InBeZug» in Auftrag gegeben hat. Ziel 
des Projekts: Im Kanton Zug soll mit 
der neuen Finanzierung die auch von 
der Schweiz ratifizierte UN-Behinder­
tenrechtskonvention (BRK) umgesetzt 
werden. Eine individuelle und bedarfs­
abhängige Unterstützung, will heissen: 
In welchem Umfang jemand Unter­
stützung braucht und wo und wie Lö­
sungen angeboten werden können, das 
soll künftig «individuell und mit 
Augenmass» abgeklärt werden. Das sagt 
Silvan Stricker, «InBeZug»-Projekt­
leiter beim kantonalen Zuger Sozialamt. 

Einhergegangen mit den Vorberei­
tungen für das neue Gesetz ist im Kan­
ton Zug eine breit angelegte Untersu­
chung über die Situation der Menschen 
mit Behinderung. Immer wieder und 

regelmässig sind die Menschen befragt 
worden ‒ was so zuvor noch in keinem 
Kanton gemacht worden ist.

Eine erste Umfrage des Sozialamtes 
des Kantons Zug im Rahmen von 
«InBeZug» hatte gezeigt, dass mehr als 
die Hälfte der Menschen, die im Kan­
ton Zug in einem Wohnheim leben, in 
Zukunft lieber ausserhalb des Heims – 
in einer Wohngemeinschaft, allein, in 
einer Partnerschaft oder auf einem 
Bauernhof  – leben würden. Ebenso 
ergab die Umfrage, dass ein grosser Teil 
der Menschen gerne im ersten Arbeits­
markt arbeiten möchte. Neu sollen die 
Menschen mit Behinderung selbst ein 
Leben nach den eigenen Vorstellungen 
leben können. Silvan Stricker sagt: 
«Wir haben gesehen, dass sich dieser 

Paradigmenwechsel zuerst in den Köp­
fen festsetzen muss. Ein Gesetz allein 
hilft den Menschen noch nicht. Es geht 
darum, eine Kultur zu verändern. Wir 
müssen auch die Angst vor Verände­
rungen, die bis vor wenigen Jahren 
nicht denkbar waren, verscheuchen.» 

In Politik und Öffentlichkeit  
ist die Sensibilität gewachsen
Bei den Einschränkungen, die ein 
selbstbestimmtes Leben behindern 
können, spielt die Frage der Finanzie­
rung der Unterstützung eine wichtige 
Rolle. Wie verteilen sich heute die Kos­
ten für privates Wohnen auf die ver­
schiedenen Kostenträger? Wie grenzt 
sich privates von institutionellem 
Wohnen ab? Im Auftrag von Bund und 
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Im Fokus

«Wir haben gesehen, dass sich der  
Paradigmenwechsel zuerst in den  
Köpfen festsetzen muss. Ein Gesetz  
allein hilft den Menschen noch nicht.»
Silvan Stricker, Sozialamt Kanton Zug
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Kantonen hat die Berner Fachhoch­
schule die Finanzflüsse und Finanzie­
rungsmodelle im Bereich Wohnange­
bote für Menschen mit Behinderung 
untersucht. Auch für den Kanton Zug 
eine wertvolle Untersuchung, wie 
Silvan Stricker sagt. «Nun müssen die 
Mittel wirkungsvoll und zukunfts­
gerichtet eingesetzt werden.» Er ist zu­
versichtlich. Denn auch in der Öffent­
lichkeit und in der Politik sei die 
Sensibilität gewachsen. Es gehe, sagt er 
noch einmal, in unserm Verhältnis zu 
Menschen nicht allein ums Geld, son­
dern um unsere Einstellung gegenüber 
diesen Menschen. 

Zentral ist die Sicht  
der betroffenen Menschen
Wie verändert der angestossene Para­
digmenwechsel die Institutionen und 
Einrichtungen für Menschen mit einer 
Behinderung im Kanton Zug? Die Stif­
tung Maihof Zug unterstützt seit mehr 
als vierzig Jahren Menschen mit mehr­
fachen Beeinträchtigungen in der Ent­
wicklung ihrer Fähigkeiten. Dazu 
bietet sie Dienstleistungen in den Be­
reichen Wohnen, Arbeit und Ausbil­
dung an. «Die ambulante Begleitung 
ist momentan das zentrale Anliegen im 
Kanton Zug», sagt Sonja Gasser, Be­
reichsleiterin Wohnen der Stiftung 
Maihof. Man habe in den letzten Jah­
ren bei der Stiftung darauf hingear­
beitet, den begleiteten Menschen ein 
selbstbestimmtes Leben zu ermög­
lichen und ihre Integration in die Ge­
sellschaft zu fördern, wenn sie dies 
wünschten. Die Arbeit der Stiftung 
wird durch öffentliche Gelder und 
Spenden finanziert. Nun wird sich zei­
gen, wie das neue Gesetz die Finanzie­
rung regelt. «Dieses Vorhaben bietet 
Chancen, wobei die Sicherstellung der 
Qualität der Begleitung noch nicht 
ausformuliert wurde.» Neben den 
Details zum Finanzierungsschlüssel 
werde die Verfügbarkeit von günstigem 
Wohnraum im Kanton Zug eine Her­
ausforderung darstellen, sagt Gasser.

Ein wichtiges Instrument zur Neu­
ausrichtung der Unterstützung für 
Menschen mit Behinderung ist dabei 
der Zuger Unterstützungsplan (ZUP), 
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ein Fragebogen, um den individuellen 
Unterstützungsbedarf von Menschen 
mit Behinderung zu erheben. Zentral 
ist dabei  – und dies ist die radikale 
Neuerung – die Sicht der betroffenen 
Person. Bei einigen Fragen wird nach 
einer ergänzenden Sicht gefragt oder es 
wird ein Dialog empfohlen. Gefragt 
wird etwa nach den Fähigkeiten und 
Fertigkeiten und wo jemand Unterstüt­
zung braucht. Der gut 20-seitige Frage­
bogen gibt ein individuelles Bild, wel­
ches Setting jemand braucht.

In der Pilotphase hat Silvan Stricker 
festgestellt, dass die Menschen mit Be­
hinderung ihre Lage recht realistisch 
einzuschätzen wissen und beurteilen 
können, was sie können und was nicht. 
«Zwar braucht es oft auch eine Dritt­
sicht. Aber ganz allgemein würde ich 
sagen, dass die Menschen eher auf der 
vorsichtigen Seite sind. Es sind wenige 
Arrangements gescheitert, die wir ge­
troffen haben. Es gab zwar vereinzelte 
Wiedereintritte in die Institutionen. 
Aber diese hatten eher mit veränderten 
Lebensumständen der einzelnen Men­
schen zu tun.»
 
Abgeltung der Betreuung  
wird leistungsabhängiger
Eine Bedarfsabklärung ermöglicht den 
Zugang zu passenden Angeboten und 
die bedarfsgerechte Zusprache von 
Leistungen. Eine unabhängige Stelle 

ermittelt künftig den Bedarf der Perso­
nen, bevor Angebote beansprucht wer­
den. Die Abklärung greift an der Stelle 
im System, wo Entscheide getroffen 
werden, die sich oft über Jahrzehnte 
auswirken können. Und ebenso die 
subjektorientierte Finanzierung im sta­
tionären Bereich: Bislang orientierte 
sich die Abgeltung der Einrichtungen 
alleine an deren Aufwänden und nicht 
am Bedarf der Nutzerinnen und Nut­
zer. Das ändert mit dem neuen Gesetz 
grundlegend. Die Abgeltung der 
Betreuung wird leistungsorientierter 
erfolgen. 

Auch die Finanzierung der Infra­
struktur wird besser geregelt. Silvan 
Stricker sagt: «So sind die Mittel wir­
kungsvoller eingesetzt, zukunftsge­
richtet.» Und er sagt auch: «Ein Gesetz 
allein hilft den Menschen noch nicht. 
Es ging bei dem ganzen Prozess darum, 
eine Kultur zu verändern. Um die 
Uno-Behindertenrechtskonvention wirk­
lich umzusetzen, muss sich in unsern 
Köpfen etwas ändern.» Oder, wie es ein 
Votant Anfang Mai im Zuger Kantons­
parlament gesagt hat: «Wenn wir hier 
heute über die Möglichkeiten, Rechte 
und Freiheiten von Menschen mit Be­
hinderung diskutieren, sprechen wir in 
Wahrheit darüber, ob wir auch dieser 
Gruppe in unserer Bevölkerung die 
gleichen Möglichkeiten zustehen wollen 
oder nicht.» 
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